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Kein roter Teppich für Erpresser

„Geld regiert die Welt – soll-
te es aber nicht“, sagt der
Publizist Christian Felber.
Das Steuersystem hält er für

hochgradig ungerecht. Arbeitsein-
kommen sollten entlastet werden,

Kapitaleinkommen höher
besteuert. Steuervollzug

sollte Priorität haben wie
der Schutz von Eigentum.

Sie haben fünf kritische
Bücher über das Wirtschafts-

system veröffentlicht. Gibt es nun jedes
Jahr ein neues, bis eine neue Wirt-
schaftsordnung Realität ist?

Nein, ich bin für Qualität und Entschleuni-
gung. Das letzte Buch „Retten wir den
Euro“ wurde 2012 publiziert, da sind fast
zwei Jahre Pause dazwischen.

Sie schlagen eine neue Geldordnung vor.

Die gegenwärtige dient nicht mehr der Ge-
sellschaft und dem guten Leben. Ein demo-
kratisches Gemeinwesen sollte die Spiel-
regeln, nach denen Geld verwendet wird,
bewusst bestimmen. Geld ist ein Mittel des
Wirtschaftens und nicht der Zweck. Geld
ist ein Mittel für das Gemeinwohl.

Sie schreiben von einem „Nebel“ rund
um Geld, es sei nicht klar, welche Funk-
tionen es hat.

Es gibt viele Funktionen, es gibt auch Lehr-
buchmeinungen dazu, die ich aber bewusst
nicht verwende, weil sie unser Bild vom
Geld verengen. Geld ist ein umfassendes
Phänomen mit vielen Dimensionen. Mir
geht es darum zu fragen, welche Verwen-
dungen von Geld für das Zusammenleben
hilfreich und sinnvoll sind und welche
nicht. Das Geldsystem ist derzeit intran-
sparent, ineffizient, ungerecht, instabil und
unverständlich – das liegt nicht allein an
seinen Funktionen.

Wie kann das Geldsystem stabiler und
gerechter werden?

Indem Geld zu einem öffentlichen Gut
wird. Das umschließt vier Aspekte: Ers-
tens: Die Zentralbank ist die alleinige Aus-
gabestelle für Geld. Zweitens: Bar- und
auch Buchgeld bleiben im Eigentum der
demokratischen Zentralbank. Drittens: Al-
le Banken müssen dem Gemeinwohl die-
nen. Und viertens: Die Spielregeln der
Geldordnung werden demokratisch ge-
macht, im Buch schlage ich dafür dezentra-
le „Geldkonvente“ vor.

Welche neuen Spielregeln in Hinblick
auf das Steuersystem schlagen Sie vor?

Der Staat ist sehr konsequent beim Schutz

von Eigentum. Mit der gleichen Konse-
quenz sollte er aber auch beim Steuervoll-
zug vorgehen. Da herrscht derzeit eine
krasse Asymmetrie: Arbeitseinkommen
und Umsätze werden automatisch gemel-
det oder versteuert. Kapitaleinkommen
werden dagegen weder ans Finanzamt
noch an die Sozialversicherung gemeldet.
Der Finanzminister blickt bei Löhnen und
Gehältern schamlos in das „ökonomische
Schlafzimmer“; bei Zinsen, Dividenden
und Kursgewinnen schaut er weg. Infolge
der gleichen Meldung aller Einkommen
sollten, zweitens, Leistungseinkommen ge-
ringer besteuert werden als Kapitalein-
kommen und die Sozialversicherungs-
pflicht auf das gesamte Jahreseinkommen
ausgeweitet werden. Drittens müsste die
Ungleichheit und damit die Machtkonzen-
tration an sich begrenzt werden, indem ab
einem sehr hohen Einkommen und Vermö-
gen 100 Prozent Steuer zu leisten ist. Ent-
scheidend ist, dass diese Grenzen in einem
demokratischen Prozess festzulegen sind.
Privatvermögen soll als Ausdruck unserer
Eigentumsfreiheit geschützt werden, aber
es sollte Obergrenzen geben, um gleiche
Rechte und Freiheiten aller zu wahren.

Nun sind die Steuern auf höhere Ein-
kommen von beispielsweise Unterneh-
mern, Ärzten, Anwälten sehr hoch. Sie
sind wohl nicht bereit, noch mehr Steu-
ern zu zahlen.

Ja, der Faktor Arbeit wird derzeit viel zu
hoch belastet. Die Progression greift viel
zu früh. Doch die eine Reform ermöglicht
die andere: Wenn man Kapitaleinkommen
und Vermögen höher besteuert, kann man
nicht nur die Steuersätze für die unteren
Arbeitseinkommen senken, sondern auch
den gegenwärtigen Spitzensteuersatz hö-
her ansetzen, zum Beispiel bei 100.000 Eu-
ro. Derzeit zahlt jemand mit einem Ein-
kommen von 50.000 Euro für jeden weite-
ren Euro gleich viel Steuern wie jemand,
der zehn Millionen im Jahr verdient. Das
ist weder liberal noch leistungsgerecht.

Die unteren Einkommensschichten
zahlen ja jetzt schon keine Lohnsteuer.

Das ist eine sehr selektive Betrachtung des
Steuer- und Abgabensystems. Nur die Ein-
kommenssteuer ist progressiv. Die Mehr-
wertsteuer wirkt umgekehrt regressiv: Je
weniger jemand verdient, desto höher der
Anteil des Einkommens, das „doppelt“ be-
steuert wird beim Konsum. Noch stärker
regressiv wirken die Sozialversicherungs-
beiträge: Sie gehen beim ersten Euro los,
wer aber in Österreich monatlich eine Mil-
lion Euro verdient, zahlt für 995.000 Euro
keinen Cent Sozialversicherungsbeitrag.
In Summe ist die Gesamtabgabenbelastung
der Supermarktkassiererin fast gleich hoch
wie die des Einkommensmillionärs. Darin

ist noch nicht eingerechnet, dass der Spit-
zenverdiener einen Großteil seines Ein-
kommens veranlagen kann und dadurch
noch einmal Einkommen bezieht, was die
Ungleichheit radikal vergrößert.

Wenn man aber Vermögen besteuert,
dann wird es ja noch mal besteuert, da
dafür bereits Einkommenssteuer abge-
führt wurde. Aus der ÖVP hört man im-
mer wieder, das sei eine Neiddebatte.

Das ist ein Argument aus der Kiste der
Kampfrhetorik. Neid ist, wenn ich jeman-
dem etwas missgönne, was er oder sie zu
Recht verdient hat. Die Forderung nach
Begrenzung der Ungleichheit oder der hö-
heren Besteuerung von Besitzeinkommen
gegenüber Kapitaleinkommen ist liberal
und ganz im Sinne der Leistungsgerechtig-
keit. Der Ertrag aus Vermögen ist ein neues
Einkommen, insofern ist es sachlich falsch,
hier von Doppelbesteuerung zu sprechen.
Wem eine so verstandene „Doppelbesteue-
rung“ tatsächlich ein Dorn im Auge wäre,
müsste konsequenterweise zuerst für die
Abschaffung der Mehrwertsteuer eintre-
ten: Hier wird dasselbe Arbeitseinkom-
men, das bereits voll versteuert wurde,
beim Konsum erneut besteuert.

In Ihrem Buch kritisieren Sie, dass große
Konzerne wie Google, Amazon oder
Starbucks kaum Steuern hierzulande
zahlen. Andererseits kann man argu-
mentieren, dass sie Arbeitsplätze schaf-
fen oder reale Bedürfnisse bedienen.

Gleichgut könnte ein Dieb sagen, ich ver-
schenke eh Zuckerl an die Kinder. Entwe-
der haben in einer Demokratie alle gleiche
Rechte und Pflichten, oder das ist keine
liberale Demokratie. Der Steuervollzug
muss bei Konzernen und vermögenden
Privatpersonen genauso greifen wie bei al-
len anderen. Maßnahmen gegen Steuerver-
meidung – bis zur Knüpfung des freien Ka-
pitalverkehrs an Steuerkooperation – soll-
ten eine gleich hohe Priorität haben wie
Eigentumsschutz.

Die Konzerne könnten aber sagen, gut,
dann sind wir nicht mehr in Österreich
vertreten.

Wir müssen Erpressern nicht auch noch
den roten Teppich ausrollen. Sie sind vom
EU-Markt abhängig. Die Demokratie sitzt
auf dem längeren Ast – wenn es sie gäbe.
Deshalb ist der wichtigste Vorschlag der
nach demokratischen Geldkonventen.

Sie wurden in Medien als „Finanz-
missionar“ bezeichnet oder als
„herzjesumarxistischer Attac-Pro-
pagandist“. Sind Sie missionarisch?

Ich bin Visionär, nicht Missionar.

Reden wir über Geld.

Bei Löhnen und Gehältern

können wir dem Finanzminister

nichts vormachen. Geht es aber

um Kapitaleinkommen, also um

Zinsen, Dividenden und

Kursgewinne, schaut er weg. Das

bleibt nicht ohne Folgen.
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Christian Felber
Geboren 1972 in Salzburg,
studierte Romanische Spra-
chen, Politik, Soziologie und
Psychologie in Wien und Mad-
rid. Entwickelte mit Gleichge-
sinnten die Gemeinwohlöko-
nomie, eine Wirtschaftsform,
die nicht Profit in den Mittel-
punkt stellt, sondern das Ge-
meinwohl. Felber publizierte
zahlreiche Bücher: „Retten
wir den Euro“, „Neue Werte
für die Wirtschaft“ oder
„Kooperation statt Konkur-
renz“. Am Montag erscheint
im Deuticke-Verlag „Geld. Die
neuen Spielregeln“.
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